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«Allzu starkeUngleichheitwird nichtmehr
Abzocker- und 1:12-Initiative, Erbschaftssteuerreform – einstmals linke Anliegen sprechen in der
Jakob Tanner erklärt,wie es soweit gekommen ist,welche Rolle der Populismus dabei spielt und

Jakob Tanner, es brodelt in der Volksseele:
Abzocker-Initiative, 1:12, Mindestlohn, Erb-
schaftssteuer – diese eher linken Anliegen
wären in der Schweiz bis vor wenigen Jahren
nichtmehrheitsfähiggewesen,heutesiehtes
anders aus.Was ist passiert?
Das ist eine Reaktion auf den Eindruck
wachsender Ungleichheit. Die Staats-
form Demokratie basiert ja auf der Idee
der Gleichheit aller Bürger. Der Kapita-
lismushingegenmacht einige sehr reich.
Anders hat er noch nie funktioniert.

Ein Dilemma also.
Ja. ImGegensatzzurZeitvorderFranzö-
sischen Revolution, wo die krassen so-
zialenAbstufungenals vonGott gegeben
betrachtet wurden, können sie in der
heutigen Gesellschaft nur durch Leis-
tunggerechtfertigtwerden.Diehorren-
denHonorarevonSpitzenmanagernha-
ben aber weit mehr mit Privilegien zu
tun. Es ist ein neuer Geldadel entstan-
den—und ineinerDemokratiehattenes
Adlige schon immer schwer.

Es braucht alsowiedermehrAusgleich?
Bis gegen Ende des 20.Jahrhunderts
spielte ein sozialer Ausgleichsmecha-
nismus. Mit dem Sozialstaat, der die
breiteBevölkerunggegenUnfall,Krank-
heit, Arbeitslosigkeit und Alter versi-
cherte und der mit einem progressiven
Steuersystem die gröbsten Gegensätze
auszugleichen versuchte,wurdenKapi-
talismus und Demokratie kompatibel
gemacht. Dieses Umverteilungsmodell
wirdheutevonbürgerlicherSeite infrage
gestellt. Gleichzeitig nehmen die Ver-
dienstmöglichkeiten an der Spitze der
Gesellschaft stark, ja unverschämt zu.
Das kann nicht gut gehen.

Ist die Akzeptanz dafür auch deshalb gesun-
ken,weil diewestlicheWelt seit rund fünfJah-
ren ineinerFinanzkrise stecktunddabei auch
derMittelstandunterDruckgeraten ist?Des-
halb ist er jetzt plötzlich sensibler für dieses
Thema als auch schon?
Das würde ich genauso sehen. Der Mit-
telstand steht tatsächlich unter zuneh-
mendemStress.Dashängtnichtnurmit
steigenden Kosten, sondern auch mit
einer schwindendenZukunftszuversicht
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d nichtmehrakzeptiert»
Schweiz immer grössere Bevölkerungskreise an.Wirtschaftshistoriker
was getanwerdenmüsste, ummehr sozialen Ausgleich zu schaffen.

zusammen. Die Meinung, die Schweiz
hätte die Krise im Gegensatz zum Aus-
land bestens überstanden, ist schlecht
begründet. Es geht zwar vielen gut, und
derKonsumhält sichaufhohemNiveau.
Gleichzeitig kommen aber immer mehr
FamilienunterDruck.Unddavergleicht
man sich natürlich mit anderen, vor
allem mit diesen Managern, deren Boni
sich unentwegt nach oben entwickeln,
und dies auch dann, wenn es ihren Un-
ternehmen gar nicht gut geht.

Dass auch der Mittelstand dies nicht mehr
goutiert, macht eher linke Initiativen nun
plötzlichmehrheitsfähig?
Jede Mehrheit kommt durch Allianzen
zustande. Offensichtlich fühlen sich
heutemehrBevölkerungskreisevon lin-
ken Anliegen angesprochen. Die Min-
destlohn-Forderung der Gewerkschaf-
ten gibt es ja schon lange, ebenso die
sozialdemokratische Idee einer Erb-
schaftssteuer oder das Postulat, die
Pauschalbesteuerung abzuschaffen.
Neu ist, dass diese Forderungen nun in
derMittederGesellschaft angekommen
sind. Allzu starke Ungleichheit wird
nicht mehr akzeptiert. Man hat viel-
leicht Verständnis dafür, dass Roger
Federer mit seinem exzellenten Tennis
zigMillionen Franken pro Jahr verdient.
In den mittleren und grossen Firmen
sind die Vergütungsverfahren hingegen
völlig undurchsichtig. Die UBS etwa
musste 2008 vor einemKollaps gerettet
werden. Sie zahlt keine Steuern, macht
Verluste und zahlt gleichzeitig Boni in
Milliardenhöhe aus.

Nur:HelfenAbzocker-und 1:12-Initiativewirk-
lich, das Problem der überdimensionierten
Entschädigungen zu lösen? Sind sie nicht
eherpopulistischeBeruhigungspillen?
Die Managersaläre stiegen im Wind-
schattender rasantenZunahmederBör-
senwerte. Die CEOs wollten an dieser
Vermögensvermehrung teilhaben. Und
dieimGeldsegenschwimmendenAktien-
besitzer gönnten ihren Managern das.
Warumauch sollten sie ihnen die Löhne
kürzen,wenndiesedochdenBörsenwert
für sie hochtreiben?Sogesehen,wardie
Abzocker-Initiative eine Ventil- und

Überdruck-Vorlage, es ging darum, di-
rektdemokratisch Dampf abzulassen.
Wie stark Initiant Thomas Minder
populistisch motiviert ist, zeigt sich
auch darin, dass er nun die Ecopop-
Initiative unterstützt. DerenBefürwor-
ter glauben ernsthaft, sie könnten mit
Schweizer Einwanderungsbeschrän-
kungen globaleUmweltprobleme lösen.
Ecopop ist einnationalistischerWolf im
ökologischen Schafspelz. Das ist Popu-
lismus pur!

Und einer, der Folgen hätte.
Die Initiative stellt ein beträchtliches
aussenpolitisches Sicherheitsrisiko dar.
SiegefährdetdasbilateraleArrangement
zwischen der Schweiz und der EU, ihre
Annahme würde die Mehrheit der
Schweizer Exportfirmen in grösste
Schwierigkeitenbringen.Undsiewürde
dieFremdenfeindlichkeit inderSchweiz
stärken. Dasselbe gilt für die SVP-Ini-
tiative gegen dieMasseneinwanderung.
Eine Mehrheit der Stimmbürger wird
das durchschauen, hoffe ich.

«1:12»wäreweniger problematisch?
Sie stellt eine Moralfrage und ist eine
ReaktionaufdieMachtarroganzder inter-
nationalenManagerklasse, die ihre An-
spruchshaltung laufend hochschraubt.
«1:12» ist quasi die postmoderne Form
desbürgerlichenKampfrufs«Friededen
Hütten, Krieg den Palästen». Georg
Büchner, der hier in Zürich begraben
liegt, wollte mit diesem Aufruf in den
1830er-Jahren die radikalen liberalen
Kräfte stärken und denMenschenrech-
ten zumDurchbruch verhelfen.

Aberwird «1:12» etwas bewirken können?
Nein.DieInitiativewirdnichtverhindern,
dasseinigeLeutemitder finanzkapitalis-
tischenDynamiksehrreichwerden—und
sie wird auch nicht zu einem Mindest-
lohn führen. Sie würde am ehesten bei
jenenKMUeinenEffekthaben,derenMa-
nagerlöhnegeradedaransind,die 1-Mil-
lion-Schallmauer zu durchbrechen. Die
Mitarbeiter könnten sich auch für einen
etwas besser verdienenden CEO einset-
zen,damit ihreeigenenLöhneangehoben
werden müssen. Solche Entwicklungen

Wirtschaftshistoriker
Jakob Tanner (62) ist professor
für Geschichte der Neuzeit an der
Forschungsstelle für Sozial- und
Wirtschaftsgeschichte der Uni-
versität Zürich. Zu seinen For-
schungsschwerpunkten gehören
dieWirtschafts- und Finanzge-
schichte. Tanner ist verheiratet,
hat eine Tochter und lebt in der
Stadt Zürich.

DerMittelstand
und speziell
Familien geraten
in der Schweiz
immermehr
unter Druck,
sagt Professor
Jakob Tanner.

«Die 1:12-
Initiativewird
nicht verhin-
dern, dass
einige Leutemit
der finanzkapi-
talistischen
Dynamik sehr
reichwerden.»
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stehen quer zum System der Gesamtar-
beitsverträge, für das sich die Gewerk-
schaftenmitgutenGründenstarkmachen.

DieGegnerder Initiativeargumentieren,dass
Unternehmen abwandern könnten.
Diese Drohung ist ein altes Lied.Auf je-
de soziale Verbesserung und sinnvolle
Regulierung reagieren einzelne Unter-
nehmen mit solchen Ankündigungen,
manchmal singen sie auch im Chor. Al-
lerdings hat die Mobilität des Kapitals
mitderGlobalisierung tatsächlichzuge-
nommen—dieNZZ schrieb auch schon
von einem«angelsächsischen Söldner-
tum». Die Schweiz ist zwar aus ver-
schiedensten Gründen ein attraktiver
Standort. Aber der CEO eines multina-
tionalen Unternehmens verdient heute
im EU-Durchschnitt um die sechs Mil-
lionen—dawird es ihm kaum einfallen,
indieSchweiz zuwechseln,wenner sich
hiermit einemZehntel begnügen soll.

Dann haben die Gegner mit ihrer Warnung
also einen Punkt.
Das Hauptproblem von «1:12» ist aus
meiner Sicht, dass eine starre Lohn-
bandbreite eine schlechte Basis für eine
qualitätsorientierte Standortpolitik ist.
Einige Ökonomen haben auch schon
abgewinkt und gesagt, die Initiative sei
so unbestimmt formuliert, dass sie mit
raffinierten Rechtskonstruktionen und
dem Outsourcing von Billigpersonal
leicht umgangenwerdenkönnte.Da täte
sich fürdendemokratischenRechtsstaat
Schweiz ein weiteres, enormes Problem
auf. Die Regulierung multinationaler
Konzerne lässt sich nur schlecht in
einemnationalen Rahmenmachen.

Kurz und gut: «1:12» bringt nicht viel?
DieMotivationderInitiantenist lobenswert,
demokratisch und an sozialenMenschen-
rechten orientiert. Die Debatte läuft aber
sehrstarkaufeineIdealisierungderSchwei-
zer Wirtschaft und von «Schweizer Wer-
ten» hinaus. Es scheint fast so, als wären
die 99 Prozent der Unternehmen, die von
der Initiative nicht betroffen wären − vor
allem KMU −, leuchtende helvetische Vor-
bilder im Kampf gegen düstere internatio-
nale Mächte. Diese Problemkonstruktion
ist kreuzfalsch.DerWohlstandderSchweiz
entstand dank einer grenzüberschreiten-
denWirtschaft.DiemeistenKMUsindauf
ImporteundExporteangewiesenunddamit
Teil von internationalenWirtschaftskreis-
läufen. Ein System, das auch enorme glo-
bale Ungleichheiten hervorgebracht hat.

Unddiesind jaeigentlichviel dramatischerals
die nationalen Ungleichheiten.

Anfang des 19.Jahrhunderts entwickel-
te sich die soziale Ungleichheit entlang
der Klassenspaltung kapitalistischer
Gesellschaften.Der Industrialisierungs-
prozess erzeugte verarmte «arbeitende
Klassen»,währenddiebürgerlich-kapi-
talistischen Eliten enorme Reichtümer
anhäuften. Im 20.Jahrhundert wurde
diese Schere aufgrund von Lohnsteige-
rungenundsozialstaatlichenUnterstüt-
zungsleistungen etwas geschlossen.
Gleichzeitigvergrösserten sichaberglo-
bal die Einkommens- und Vermögens-
unterschiede.Dort findensichdiewirk-
lich dramatischen Abstufungen. Der
Blick auf die nationalen Einkommens-
unterschiedeverbauthäufigdieEinsicht
in die internationale Ungleichheit, die
viel brisanter ist.

Wenn Abzocker- und 1:12-Initiative nicht viel
bringen, was müsste man denn tun, um die
überdimensionierten Entschädigungen ein-
zudämmenundmehrAusgleich zu schaffen?
Wichtig dafür ist die Einführung eines
Mindestlohns. Es gibt auch noch viel
kreatives Potenzial bei den Steuern.
Eine Erbschaftssteuer wäre eine effek-
tive Option, auch die Rohstoffbranche
könnte man stärker besteuern, oh-
ne dass diese Unternehmen gleich
wegziehenwürden.Die grossen Steuer-
geschenke, die mit der Unternehmens-
steuerreformII gemachtwurden,könn-
temanwieder rückgängigmachen.

DieaktuelleStimmung imLandescheintaber
populistischeVorlagenzubegünstigen,Stich-
wort Minarett- und Verwahrungs-Initiative.
Diebringenwenig, sindabereinTrostpflaster
für die Volksseele. Es scheint, als könnte das
legendär pragmatische Schweizervolk popu-
listischenSchalmeienklängen immerweniger
widerstehen?

«Ziel ist nicht
Gleichmache-
rei, sondern
Chancen-
gleichheit.»

LesensieonLine
Neiddebatte oder fairer Ausgleich?
professor Jakob Tanner zur Frage, ob reiche
sich zu recht beklagen, dass sie ins Faden-
kreuz der politik geraten sind.
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Die vielen aufgeregten Debatten sind
tatsächlich eine neue Erscheinung. Ini-
tiativen werden von sachorientierten
Lösungsvorschlägen zu Mobilisie-
rungsvehikeln für einen permanenten
Wahlkampf. Es war die nationale Rech-
te,diedieseMethodeentwickelt hat.Die
SVPköchelt seit Jahrzehnteneine frem-
denfeindliche Suppe, sie setzt nationale
Souveränitätsfiktionen gegen das Völ-
kerrecht—undübersiehtdabei,dassdie
Schweiz als Staat ganz wesentlich ein
Produkt dieses Völkerrechts ist. Die
Ausschaffungs-,dieVerwahrungs- und
dieMinarett-InitiativewarenauchTief-
schläge gegen schweizerisches Verfas-
sungsrecht, das eben internationales
Recht anerkennt.

Aberauch linksscheintderPopulismusgutzu
funktionieren.
Ganz klar. Der «Mittelstand»war einst
ein konservatives Schlagwort gegen
links.HeutewerdendieMittelschichten
durch die Linke verteidigt. Und auch
diese Parteien argumentieren immer
häufiger populistisch und versuchen,
mittels der direkten Demokratie starke
Signale auszusenden.Diespasst zueiner
Medienlandschaft, inwelcherderKampf
um Kurzfutternews immer härter ge-
führt wird. Im Ausland kommt diese
Symbolpolitik übrigens durchaus an.
Die Annahme der Abzocker-Initiative
wurde einhellig als Erfolg der Linken
interpretiert — und als Signal mit Vor-
bildcharakter.

Dennoch ist dieVorstellung, es könnte je eine
Gesellschaft geben, in der es allen gleich gut
geht, eine unerreichbare Utopie, nicht?
Ja, aber solche Utopien sind wichtig für
eine Gesellschaft, sie setzen produktive
Gestaltungskräfte frei. Menschen sind
jedoch nun mal unterschiedlich. Diese
Diskussion um das Spannungsfeld
Gleichheit und Freiheit gibt es seit der
Aufklärung.DieLösung ist einvernünf-
tiger Ausgleich, eine «Gesellschaft der
Ähnlichen». Ziel ist nicht die Gleich-
macherei, sondern Chancengleichheit,
die ohne staatliche Leistungen nicht zu
haben ist. Text: Ralf Kaminski
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